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A. Ausgangslage 

 

Die komba gewerkschaft nrw begrüßt die von der Landesregierung vorgelegte Novellie-

rung des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG NRW). Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, 

die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst weiter zu 

stärken, den Anteil von Frauen in Führungspositionen zu erhöhen und die Rahmenbedin-

gungen für eine moderne Personalpolitik fortzuentwickeln. 

 

Die Notwendigkeit dieser Weiterentwicklung wird durch die aktuellen Daten des Public 

Women-on-Board-Index NRW eindrucksvoll belegt. Während der Frauenanteil in den Auf-

sichtsgremien des Landes mittlerweile 37,8 % beträgt, liegt er bei kommunalen Unterneh-

men lediglich bei 26,2 %. Diese Zahlen verdeutlichen, dass insbesondere auf kommunaler 

Ebene weiterhin erheblicher Handlungsbedarf besteht. 

 

Die komba gewerkschaft nrw unterstützt ausdrücklich das Ziel des Gesetzgebers, struktu-

relle Benachteiligungen abzubauen und die tatsächliche Chancengleichheit von Frauen 

und Männern nachhaltig zu verbessern. Zugleich weist sie darauf hin, dass die Erreichung 

dieser Ziele entscheidend von leistungsfähigen Gleichstellungsstrukturen in den Kommu-

nen abhängt. Kommunale Gleichstellungsbeauftragte nehmen eine zentrale Rolle bei der 

Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes ein. Ihre rechtliche Stellung, ihre organisa-

torische Einbindung sowie ihre personellen und sachlichen Ressourcen bestimmen maß-

geblich den Erfolg der gesetzlichen Gleichstellungsziele. Die kommunalen Gleichstellungs-

beauftragten müssen gestärkt werden. 

 

B. Bewertung des Gesetzentwurfs 

 

I. Paritätische Besetzung von Gremien und Leitungsorganen (§§ 12 und 12a LGG) 

 

Die Einführung einer grundsätzlich paritätischen Besetzung von Aufsichtsräten, Verwal-

tungsräten, Beiräten und vergleichbaren Gremien stellt einen konsequenten Schritt zur 

Umsetzung des verfassungsrechtlichen Förderauftrags aus Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG dar. 

 

Die komba gewerkschaft nrw begrüßt insbesondere, dass die Neuregelung nicht auf sym-

bolische Zielvorgaben beschränkt bleibt, sondern durch das alternierende Benennungs-

recht bei Einzelvorschlägen ein praktikables Instrument zur Umsetzung der Paritätsvorga-

ben vorsieht. 

 

Ebenso positiv bewertet wird die Ausweitung der Paritätsregelungen auf Vorstände und 

Geschäftsführungen von Anstalten des öffentlichen Rechts sowie Unternehmen mit mehr-

heitlicher Landesbeteiligung. Gerade in den obersten Entscheidungsebenen besteht 



Seite 3 

weiterhin ein erheblicher Nachholbedarf hinsichtlich der gleichberechtigten Teilhabe von 

Frauen. 

 

Ausdrücklich zu begrüßen sind darüber hinaus die im Gesetzentwurf vorgesehenen Aus-

nahmeregelungen. Sie gewährleisten, dass gesetzliche Vorgaben zur Parität nicht zu einer 

Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit öffentlicher Unternehmen führen. Insbesondere 

bei kraft Gesetzes berufenen Mitgliedern, fehlenden geeigneten Bewerbungen oder sonsti-

gen zwingenden organisatorischen Gründen bleibt die notwendige Flexibilität erhalten. 

 

Die komba gewerkschaft nrw sieht hierin einen ausgewogenen Ausgleich zwischen dem 

verfassungsrechtlichen Gleichstellungsauftrag und den praktischen Anforderungen öffent-

licher Verwaltung und kommunaler Unternehmen. 

 

II. Moderne Arbeitswelt und Führungskultur (§ 13 LGG) 

 

Die vorgesehene Neuregelung des § 13 LGG stellt einen wichtigen Schritt hin zu einer mo-

dernen Personalpolitik dar. 

 

Die ausdrückliche gesetzliche Klarstellung, dass Teilzeitbeschäftigung, mobile Arbeit, Tele-

arbeit sowie Jobsharing grundsätzlich der Wahrnehmung von Führungsaufgaben nicht 

entgegenstehen dürfen, trägt den Veränderungen der Arbeitswelt Rechnung und leistet ei-

nen wichtigen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

 

Hierdurch werden bisherige strukturelle Nachteile insbesondere für Beschäftigte mit Fami-

lien- und Pflegeverantwortung reduziert und zugleich neue Karriereperspektiven eröffnet. 

 

Flexible Arbeitsformen sind mittlerweile ein wesentlicher Bestandteil moderner Personal-

entwicklung. Ihre gesetzliche Verankerung stärkt die Attraktivität des öffentlichen Dienstes 

als Arbeitgeber und verbessert zugleich die Möglichkeiten der Personalgewinnung und 

Personalbindung. 

 

III. Weiterentwicklung der Gleichstellungsstrukturen (§§ 6a, 15 und 2 LGG) 

 

Die Möglichkeit, künftig anstelle eines klassischen Gleichstellungsplans alternative Instru-

mente einzusetzen, eröffnet den Dienststellen zusätzliche Flexibilität. Positiv hervorzuhe-

ben ist, dass dies ausschließlich im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten 

möglich sein soll. Dadurch bleibt gewährleistet, dass Gleichstellung nicht einseitig durch 

die Dienststellenleitung definiert werden kann. 
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Ebenso begrüßt die komba gewerkschaft nrw die vorgesehene Verpflichtung zur vorheri-

gen Ausschreibung oder Durchführung eines Interessenbekundungsverfahrens bei der Be-

stellung von Gleichstellungsbeauftragten. Hierdurch werden Transparenz und Nachvoll-

ziehbarkeit des Auswahlverfahrens verbessert. 

 

Gleichwohl sieht die komba gewerkschaft nrw im Bereich der kommunalen Gleichstel-

lungsbeauftragten erheblichen weiteren gesetzgeberischen Handlungsbedarf. 

 

Die Ziele des Gesetzentwurfs können nur erreicht werden, wenn diejenigen Personen, die 

das Landesgleichstellungsgesetz in den Kommunen umsetzen sollen, über ausreichende 

Handlungsmöglichkeiten verfügen. Gegenwärtig bestehen in Nordrhein-Westfalen erhebli-

che Unterschiede hinsichtlich Anforderungsprofil, Eingruppierung, personeller Ausstat-

tung, Freistellungsumfang und organisatorischer Einbindung kommunaler Gleichstel-

lungsbeauftragter. Einheitliche Mindeststandards existieren bislang nicht. 

 

Die praktische Wirksamkeit der Gleichstellungsarbeit hängt deshalb vielfach weniger von 

den gesetzlichen Vorgaben als vielmehr von den örtlichen Rahmenbedingungen und der 

Unterstützung durch die jeweilige Verwaltungsleitung ab. 

 

Vor diesem Hintergrund begegnet insbesondere die vorgesehene Neuregelung des § 15 

LGG Bedenken. Die Möglichkeit der Bestellung mehrerer Gleichstellungsbeauftragter kann 

zwar organisatorische Vorteile bieten. Ohne eine gesetzliche Konkretisierung besteht je-

doch die Gefahr einer Zersplitterung der Aufgabenwahrnehmung sowie einer Schwächung 

der institutionellen Unabhängigkeit. 

 

Insbesondere bleiben folgende Fragen offen: 

 

• Wie erfolgt die Aufgaben- und Kompetenzverteilung? 

• Welche Mindestressourcen stehen den jeweiligen Gleichstellungsbeauftragten zur 

Verfügung? 

• Wie wird bei fehlendem Einvernehmen entschieden? 

• Welche Stellung kommt einer Hauptgleichstellungsbeauftragten zu? 

• Wie wird eine effektive Vertretung sichergestellt? 

 

Diese Fragen sollten im weiteren Gesetzgebungsverfahren geklärt werden, um Rechtsklar-

heit und eine einheitliche Verwaltungspraxis zu gewährleisten. 

 

Kritisch bewertet die komba gewerkschaft nrw darüber hinaus die geplanten Regelungen 

zur Abberufung bei längerfristiger Abwesenheit. 
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Insbesondere im Zusammenhang mit Elternzeiten bestehen Zweifel, ob die vorgesehene 

Regelung den Zielen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, dem Benachteiligungsverbot 

des Landesgleichstellungsgesetzes sowie den Wertungen des Allgemeinen Gleichbehand-

lungsgesetzes in vollem Umfang gerecht wird. 

 

Hier erscheint eine gesetzliche Klarstellung angezeigt. 

 

Schließlich begrüßt die komba gewerkschaft nrw ausdrücklich, dass die Verpflichtungen 

des Landesgleichstellungsgesetzes künftig auch in den Satzungen kommunaler Unterneh-

men mit Mehrheitsbeteiligung verbindlich verankert werden sollen. Dadurch wird der 

Gleichstellungsauftrag konsequent auf den gesamten kommunalen Beteiligungsbereich 

erstreckt. 

 

C. Vereinbarkeit mit dem Leistungsprinzip 

 

Die komba gewerkschaft nrw misst dem Leistungsprinzip des Art. 33 Abs. 2 GG uneinge-

schränkte Bedeutung bei. 

 

Der Zugang zu öffentlichen Ämtern richtet sich weiterhin ausschließlich nach Eignung, Be-

fähigung und fachlicher Leistung. 

 

Der Gesetzentwurf wahrt diesen Grundsatz. 

 

Er führt keine starre Frauenquote ein, sondern verfolgt das Ziel, gleiche Ausgangsbedin-

gungen für den Leistungswettbewerb zu schaffen. Damit setzt der Gesetzgeber zugleich 

den Förderauftrag des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG um, wonach der Staat verpflichtet ist, die tat-

sächliche Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern und bestehende Nach-

teile zu beseitigen. 

 

Hierdurch wird unmissverständlich klargestellt, dass die Bestenauslese nach Art. 33 Abs. 2 

GG jederzeit Vorrang genießt. 

 

Der Gesetzentwurf verfolgt somit keine Ergebnisgleichheit, sondern verbessert die tatsäch-

lichen Chancen auf einen fairen Leistungswettbewerb. 

 

Die Analyse von Teilzeitbeschäftigung, die Förderung flexibler Führungsmodelle und der 

Abbau struktureller Karrierehemmnisse tragen dazu bei, vorhandene Qualifikationen künf-

tig besser nutzen zu können und den öffentlichen Dienst als attraktiven Arbeitgeber wei-

terzuentwickeln. 
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D. Fazit 

 

Die komba gewerkschaft nrw bewertet den Gesetzentwurf insgesamt positiv. 

 

Der Entwurf stärkt die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in Führungs- und Leitungs-

funktionen, modernisiert die Rahmenbedingungen für Führung im öffentlichen Dienst und 

entwickelt die gesetzlichen Gleichstellungsinstrumente sachgerecht weiter. 

 

Zudem bestätigt er  den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Bestenauslese und bringt 

den Gleichstellungsauftrag des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG mit dem Leistungsprinzip des Art. 33 

Abs. 2 GG in einen ausgewogenen Ausgleich. 

 

Gleichzeitig sieht die komba gewerkschaft nrw im Bereich der kommunalen Gleichstel-

lungsbeauftragten weiteren gesetzgeberischen Handlungsbedarf.  Eine erfolgreiche Um-

setzung der Ziele des Landesgleichstellungsgesetzes setzt starke, unabhängige und ange-

messen ausgestattete Gleichstellungsbeauftragte voraus. Deshalb regt die komba gewerk-

schaft nrw an, im weiteren Gesetzgebungsverfahren insbesondere die organisatorische 

Stellung, die Ressourcenausstattung sowie die Unabhängigkeit kommunaler Gleichstel-

lungsbeauftragter weiter zu stärken. 

 

Nur wenn die gesetzlichen Zielsetzungen mit einer entsprechenden personellen und orga-

nisatorischen Ausstattung einhergehen, können die angestrebten Verbesserungen dauer-

haft Wirkung entfalten und die Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentlichen 

Dienst nachhaltig fördern. 

 

Vor diesem Hintergrund unterstützt die komba gewerkschaft nrw den Gesetzentwurf im 

Grundsatz und empfiehlt dessen Verabschiedung. Zugleich bittet sie den Gesetzgeber, die 

aufgezeigten Anregungen zur Stärkung der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten im 

weiteren parlamentarischen Verfahren zu berücksichtigen. 

 

Köln, 30.07.2026 

 

gez. Sandra van Heemskerk   gez. Frank Meyers 

Landesvorsitzende    Landesvorsitzender 


